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In einer Entscheidung vom 29.04.2014 hat sich der Bundesgerichtshof (BGH, II ZR 216/13) klar gegen eine gesellschaftsvertragliche Bestimmung ausgesprochen, mit der die Abfindung eines ausscheidenden Gesellschafters bei grober Verletzung der Interessen der Gesellschaft ausgeschlossen sein sollte. 

Einmal mehr hat der BGH eine Regelung in einem Gesellschaftsvertrag für nichtig erklärt. Derartige Entscheidungen sollten die Ausnahme bleiben, bedeuten sie doch einen Eingriff in die Privatautonomie. Es sollte also gut begründet werden, warum die in freier Selbstbestimmung der Gesellschafter geschlossene Entscheidung, die Abfindung beim Ausscheiden eines Gesellschafters unter bestimmten, eng begrenzten Umständen auszuschließen, von der Rechtsordnung nicht respektiert wird. Immerhin ging es im zu diskutierenden Fall nicht um einen kleinen Gesellschafter einer Publikumsgesellschaft, sondern um eine Gesellschafterin mit einem Anteil von 49,6 %, die zudem bis zum Ausscheiden auch Geschäftsführer der GmbH war. Beim Vertragsschluss war niemand übervorteilt worden. Warum sollte also der ursprüngliche Willen der Gesellschafter nicht respektiert werden?
Die Gesellschafterversammlung der beklagten GmbH hatte durch Beschluss festgestellt, dass in der Person der Klägerin wichtige Gründe vorlägen, die die GmbH dazu berechtigten, die Klägerin auszuschließen. Daneben wurde festgestellt, dass keine Abfindung geschuldet werde. § 7 Nr. 2 der Satzung hatte vorgesehen, dass der ausscheidende Gesellschafter bei einer Einziehung wegen grober Pflichtverletzung keinen Anspruch auf Zahlung eines Auseinandersetzungsguthabens habe. Vorsorglich war in den Gesellschaftsbeschluss sogar noch eine Auffangklausel eingebaut worden, wonach hilfsweise das Abfindungsentgelt nur nach Maßgabe eines Gerichtsurteils geschuldet sei, mit welchem die im Ausschluss des Abfindungsanspruchs liegende Vertragsstrafe herabgesetzt werde.
Die Klägerin war gegen den Ausschluss und die Versagung der Abfindung vorgegangen. Der Ausschluss wurde durch die Vorinstanz bestätigt. Die Versagung der Abfindung hatte jedoch in sämtlichen Instanzen keinen Bestand.
Nach Ansicht des BGH war der Beschluss der Gesellschafterversammlung nichtig, da der in der Satzung bestimmte Abfindungsausschluss sittenwidrig und nichtig sei. Der BGH griff dabei auf das Aktienrecht zurück. Nach § 241 Nr. 4 des Aktiengesetzes (AktG) ist der Beschluss einer Hauptversammlung nichtig, wenn er durch seinen Inhalt gegen die guten Sitten verstößt.
Aber kann eine Gesellschafterversammlung, die umsetzt, was im Gesellschaftsvertrag von allen Gesellschaftern vereinbart war, gegen die guten Sitten verstoßen? Es wird ja nur etwas beschlossen, wovon jeder Gesellschafter wusste, dass es ihn treffen kann. Wie begründet der BGH seine Entscheidung?
Der Beschluss selbst, der nur an die Satzung anknüpft, kann nur von dem Verdikt der Sittenwidrigkeit getroffen werden, wenn auch die Satzung selbst insoweit sittenwidrig ist.
Der Gesellschafter selbst habe durch Kapitaleinsatz und ggf. Mitarbeit zum Aufbau des Gesellschaftskapitals beigetragen. Es gehöre daher zu den Grundmitgliedsrechten, beim Ausscheiden aus der Gesellschaft eine Abfindung zu erhalten. Die Gesellschafterstellung dürfe daher nicht ohne Wertausgleich verloren gehen. Ein Abfindungsausschluss könne für den Gesellschafter, der Vermögen und Arbeitskraft in die Gesellschaft eingebracht habe, existenzgefährdend sein und seine wirtschaftliche Freiheit beeinträchtigen.
Nicht streiten lässt sich wohl über den Ansatz des BGH: Wer am Wertaufbau einer Gesellschaft als Gesellschafter beteiligt ist, dem steht dieser Wert anteilig zu. Das ist gesetzlich zwar nicht geregelt, aber hierüber herrscht Konsens. Streiten kann man aber über die Ausnahmen von diesem Grundsatz. Bei der Verfolgung eines ideellen Zwecks der Gesellschaft will der BGH den Verzicht noch akzeptieren. Wie ist es aber in weiter gehenden Fällen, in denen die Gesellschafter sich einig sind, dass der Bestand der Gesellschaft durch den Abfindungsanspruch nicht beeinträchtigt werden soll? Wertabschläge gegenüber dem Verkehrswert werden genauso akzeptiert wie eine lang gestreckte Zahlungsfrist oder Ratenzahlung.
Wo aber ist die Grenze zur Sittenwidrigkeit? Die Buchwertklausel ist bei einem normalen Ausscheiden schon nicht mehr akzeptabel. Doch hier geht es um einen Fall des Ausschlusses aus wichtigem Grund. Den anderen Gesellschaftern war der Verbleib der Gesellschafterin nicht mehr zuzumuten. Und für genau diesen Fall hatten die Gesellschafter den Ausschluss der Abfindung vorgesehen.  Warum ist der Ausschluss sittenwidrig? Sollte hier nicht so eine Art „Vertragsstrafe“ möglich sein?
Der BGH hat das durchaus diskutiert. So diene die Beschränkung  oder der Ausschluss der Abfindung in aller Regel dem Bestandsschutz der Gesellschaft und habe daher nicht den Charakter einer Vertragsstrafe. Das ist aber in unserem Fall nicht so. Der Ausschluss war nur für den Fall eines Vergehens gegen die Gesellschaft vorgesehen. Beim „normalen“ Ausscheiden wäre eine Reduzierung der Abfindung kein Thema gewesen. Es sollte also nicht Ziel des Abfindungsausschlusses sein, den Bestand der GmbH zu gewährleisten.
Vertragsstrafen hätten – so der BGH – andererseits den Zweck, einen Schadensersatzanspruch zu pauschalieren oder eine Vertragspartei zu ordnungsgemäßer Leistung anzuhalten. Beides passe hier nicht. Ein Schaden sei nicht – notwendig – entstanden. Der komplette Ausschluss sei auch zu undifferenziert, um einem möglichen Schaden zu entsprechen.
Und nach dem Ausscheiden scheine es sinnlos, den Ex-Gesellschafter mit einer Vertragsstrafe zu sanktionieren, um ihn zu gesellschaftsfreundlichem Verhalten zu veranlassen.
Dem zuletzt genannten Argument ließe sich jedoch entgegen halten, dass der drohende Abfindungsverlust, der in der Satzung vorgesehen ist, durchaus spezialpräventiv wirken kann. Ein Gesellschafter wird es sich in diesem Fall zweimal überlegen, ob er seine Abfindung auf Spiel setzt und sich bewusst gesellschaftswidrig verhält.  Auch dies lässt der BGH nicht gelten. Der drohende Ausschluss sei schon gravierend genug. Wenn der Gesellschafter sich durch den drohenden Verlust seiner Gesellschafterstellung und der damit verbundenen Einnahmemöglichkeit nicht zur Erfüllung seiner Pflichten anhalten lässt, dann helfe auch eine weiter gehende Sanktion wie der Ausschluss der Abfindung nichts.
Zudem setze die Bestimmung über den Verfall der Abfindung kein Verschulden voraus, sodass es sich für den Gesellschafter nicht sicher einschätzen lasse, in welchen Fällen er die „Strafe“ verwirke.
Man mag dem BGH zustimmen, dass die im Gesellschaftsvertrag getroffene Regelung wenig praktikabel ist. Aber sie war immerhin zwischen den Gesellschaftern so gewollt und vereinbart. Eine Notwendigkeit, die Vereinbarung mit der Keule der Nichtigkeit zu „erschlagen“, bestand mithin nicht. Eine Anpassung unter Berücksichtigung dessen, dass die Interessenverletzung schuldhaft sein musste, die zum Ausschluss des Gesellschafters aus der GmbH geführt hätte, wäre den ursprünglichen Interessen der Parteien sicher näher gewesen als der somit bestehende uneingeschränkte Abfindungsanspruch.
Für den Dogmatiker zeigt sich, dass es eines beständigen Kampfes bedarf, die Freiheit der Vertragsparteien gegenüber den diese beschneidenden Eingriffen vor allem des Gesetzgebers aber auch der Rechtsprechung zu verteidigen. Es ist unbefriedigend, wenn das vertraglich Gewollte und Fixierte mehr und mehr dem unbestimmten Empfinden von Justiz und Legislative, in diesem oder jenem Punkt schützend eingreifen zu müssen, zum Opfer fällt.
Der Praktiker ist hingegen aufgerufen, seine Mandanten anzuhalten, ihre gesellschaftsvertraglichen Abfindungsregelungen zur Prüfung zu stellen. Die Regelungen sehen meistens Abschläge gegenüber dem Verkehrswert vor. Diese Abschläge dürfen nicht so hoch sein, dass die Grenze zur „Sittenwidrigkeit“ erreicht wird. Auch müssen die Voraussetzungen für die Regelungen praktikabel sein. Andernfalls werden diese Regelungen vor der Justiz keinen Bestand haben, sodass die Gefahr besteht, zu hohe Abfindungen bezahlen zu müssen. Dem sollte entgegengesteuert werden.
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